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Vorschlag der Europäischen Kommission vom 12. April 2016 zur Änderung der Richtlinie 
2013/34/EU im Hinblick auf die Offenlegung von Ertragsteuerinformationen durch be-
stimmte Unternehmen und Zweigniederlassungen 
 

 

Sehr geehrter Herr Blöink, 

 
wir bedanken uns für Ihr Schreiben vom 15. April 2016 und die Gelegenheit, zum o. g. Vorschlag 

(im Folgenden „RL-Vorschlag“) Stellung nehmen zu dürfen.  

Der RL-Vorschlag stellt einen Teil des Maßnahmenpakets der Europäischen Kommission mit 

dem übergeordneten Ziel der Bekämpfung von Steuervermeidung und aggressiver Steuerpla-

nung dar. Er fordert von bestimmten multinationalen Unternehmen eine weiterreichende Offenle-

gung steuerlicher Informationen. Dadurch soll die Transparenz im Bereich der Ertragsteuer er-

höht werden, um eine öffentliche Kontrolle darüber zu ermöglichen, ob Steuern dort gezahlt wer-

den, wo das Unternehmen hauptsächlich tätig ist und Einkünfte erzielt.  

Wir erkennen die hohe politische Bedeutung des Themas Steuergerechtigkeit und -transparenz 

an und befürworten, dass die Kommission dieses Thema mit einer hohen Priorität bearbeitet.  

Allerdings erscheint uns die beabsichtigte Art und Weise der Umsetzung durch die Kommission 

nicht dazu geeignet, das oben genannte übergeordnete Ziel zu erreichen. Länderbezogene An-
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gaben über Ertragsteuern, Vor-Steuer-Ergebnisse usw. schaffen zwar allein durch ihre Offenle-

gung eine gewisse Transparenz. Durch den Vergleich dieser Daten über mehrere Perioden oder 

mit den entsprechenden Angaben anderer Unternehmen lassen sich u.E. jedoch keine Anhalts-

punkte darüber ableiten, ob sich die Unternehmen in den Ländern, in denen sie aktiv sind, steu-

erehrlich verhalten. U.E. tragen die vorgeschlagenen Offenlegungspflichten daher nicht zur Errei-

chung des obersten Ziels der Bekämpfung der Steuervermeidung bei.  

Unseren Standpunkt möchten wir wie folgt weiter ausführen.  

Fehlende bzw. falsche Aussagekraft der offenzulegenden Informationen 

Eine Offenlegung von bestimmten Informationen ist nur dann sinnvoll, wenn die Adressaten, an 

welche die Informationen gerichtet sind, diese auch sinnvoll interpretieren können. Die Interpreta-

tion kann entweder durch einen Periodenvergleich der absoluten offengelegten quantitativen In-

formationen, durch einen Unternehmensvergleich oder durch die Bildung bestimmter aussage-

kräftiger Kennzahlen, ggf. in Kombination mit einem temporären Vergleich, erfolgen. 

Gemäß RL-Vorschlag ist die Offenlegung von folgenden länderbezogenen Daten vorgesehen: 

Zahl der Beschäftigten, Betrag der Nettoumsatzerlöse, Betrag des Gewinns oder Verlusts vor 

Ertragsteuer, Betrag der im betreffenden Land aufgrund des Gewinns im laufenden Jahr ge-

schuldeten Ertragsteuer, Betrag der gezahlten Ertragsteuer, sowie Betrag der einbehaltenen 

Gewinne.  

Ein bloßer Perioden- oder Unternehmensvergleich dieser absoluten Beträge miteinander kann 

u.E. keinen Aufschluss über die Steuerehrlichkeit des jeweiligen Unternehmens geben und 

scheidet somit für eine sinnvolle Interpretation aus. Folglich ist zu vermuten, dass die von der 

Kommission beabsichtigte Transparenz erst erlangt wird, wenn die Informationen in ein bestimm-

tes Verhältnis zueinander gesetzt werden, welches die Beurteilung ermöglicht, ob die Ertragsteu-

ern am Ort der wirtschaftlichen Tätigkeit der Unternehmen gezahlt werden. Dazu müssen die 

steuerlichen relevanten Informationen (dies sind gemäß RL-Vorschlag: Betrag der im betreffen-

den Land aufgrund des Gewinns im laufenden Jahr geschuldeten Ertragsteuer sowie Betrag der 

gezahlten Ertragsteuer) ins Verhältnis zu einer oder zu mehreren Bezugsgrößen gebracht wer-

den, die die tatsächliche Leistung des Unternehmens im jeweiligen Land sinnvoll abbilden. Als 

Bezugsgrößen lassen sich aus dem RL-Vorschlag folgende Beträge ableiten: die Zahl der Be-

schäftigten, der Betrag der Nettoumsatzerlöse, der Betrag des Gewinns oder Verlusts vor Ertrag-

steuer sowie der Betrag der einbehaltenen Gewinne. Aus unserer Sicht können diese Beträge 
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nur unter den folgenden Annahmen – die von der Kommission vermutlich implizit unterstellt wur-

den – sinnvoll zueinander ins Verhältnis gesetzt werden: 

a) Mit der Veröffentlichung dieser Beträge liegen der Öffentlichkeit alle erforderlichen Informati-

onen für eine sachgerechte Interpretation und zur Beurteilung der Steuerehrlichkeit vor. 

b) Die Wertschöpfung und die darauf entfallenden Steuerzahlungen finden in einer Periode statt. 

Beide Annahmen werden aber regelmäßig nicht eintreten, was wir wie folgt belegen:  

• Aus den mit dem RL-Vorschlag geforderten Angaben ließe sich beispielsweise eine Steuer-

quote ermitteln, indem der Betrag des laufenden Steueraufwandes ohne latente Steuern zum 

Ergebnis vor Ertragsteuern ins Verhältnis gesetzt wird. Allerdings besitzt eine so ermittelte 

Steuerquote nicht die von der Kommission intendierte Aussagekraft, denn die Bemessungs-

grundlage für die Berechnung des laufenden Steueraufwands (ohne latente Steuern) bildet 

nicht das nach den handelsrechtlichen, sondern das nach lokalen steuerrechtlichen Vorschrif-

ten ermittelte Ergebnis. Ohne eine detaillierte Steuerüberleitungsrechnung lässt sich das Ver-

hältnis aus laufendem Steueraufwand zu Ergebnis vor Ertragsteuern nicht sinnvoll interpretie-

ren. Die international übliche Angabe der effektiven Steuerquote im Abschluss basiert hinge-

gen auf dem laufenden Steueraufwand inkl. latenter Steuern sowie dem laufenden Ergebnis 

vor Steuern, wobei alle diese Größen auf Basis derselben Rechnungslegungskonvention er-

mittelt werden.  

• Ferner ließe sich der länderspezifische Steueraufwand ins Verhältnis zu den länderspezifi-

schen Nettoumsatzerlösen (als Gradmesser für die Wertschöpfung in einem Land) setzen. 

Hohe (Netto-)Umsatzerlöse würden dabei regelmäßig Erwartungen über vergleichsweise ho-

he Steuern im jeweiligen Land wecken. Die beiden Zahlen haben jedoch keinen zwingenden 

kausalen Zusammenhang. Bemessungsgrundlage für die Steuern ist das steuerliche Ergeb-

nis, nicht aber die Umsatzerlöse; das heißt generell, dass Unternehmen mit hohen Umsätzen, 

aber einer niedrigen Umsatzrendite möglicherweise geringere Steuern zahlen, als Unterneh-

men mit einer höheren Umsatzrendite, selbst wenn der Umsatz absolut niedriger ist.  

• Außerdem können hohe Umsatzerlöse bei gleichzeitig niedrigen Steuerzahlungen beispiels-

weise mit der steuerlichen Anrechnung von Verlustvorträgen aus Vorperioden zusammen-

hängen. Ein Beispiel hierfür sind die forschungsintensiven Industriezweige, wie etwa die 

Pharmaindustrie. In den Berichtsperioden, in denen Forschung betrieben wird, entstehen dem 

Unternehmen hohe Aufwendungen, denen keine Umsatzerlöse gegenüberstehen. Entspre-

chend zahlt das Unternehmen keine Steuern, sondern baut Verlustvorträge auf, die in nach-

folgenden Perioden steuerlich angerechnet werden können. Sobald die Forschungsphase 
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abgeschlossen ist und die Produktions- und Vertriebsphase beginnt, dreht sich das Verhältnis 

um: Das Unternehmen generiert hohe Umsatzerlöse, denen geringe Aufwendungen gegen-

überstehen. Es werden hohe Gewinne ausgewiesen, die Steuerzahlungen bleiben aufgrund 

von steuerlichen Verlustvorträgen jedoch vorerst gering. Wie das Beispiel zeigt, lassen sich 

auch aus dem Verhältnis von Steueraufwand zu Nettoumsatzerlösen keine validen Anhalts-

punkte über die Steuerehrlichkeit des Unternehmens ableiten.  

• Noch problematischer gestaltet sich die Interpretation, wenn das vorstehende Beispiel dahin-

gehend erweitert wird, dass Forschungsaktivität und Umsatzgenerierung in unterschiedlichen 

Landesgesellschaften eines Konzerns anfallen: Der Forschungstätigkeit in einem Land  

(= Aufwand, Wertschöpfung) stünden dann Umsätze in anderen Ländern gegenüber, die aber 

weder einen zeitlichen noch einen räumlichen Bezug zur Wertschöpfung aufweisen und da-

her ebenfalls keinerlei Anknüpfungspunkt für eine Beurteilung der Steuerehrlichkeit des Kon-

zerns bieten. 

• Auch weitere mögliche Kennziffern, die sich aus den geforderten offenzulegenden Informatio-

nen bilden ließen, wie etwa das Verhältnis von Steuern zur Zahl der Beschäftigten, hätten 

ohne weiterführende Erläuterungen keine Aussagekraft. So deutet z.B. eine geringe Zahl von 

Beschäftigten in einem bestimmten Land nicht zwangsläufig auf eine geringe Wertschöpfung 

in diesem hin (beispielhaft seien hohe Automatisierungsgrade bestimmter Wirtschaftszweige 

oder Finanzdienstleistungen, bei denen wenige Personen hohe Volumina bewegen können, 

genannt).  

Wie die obigen Ausführungen zeigen, ist die Verwendung von Beträgen aus handelsrechtlichen 

Abschlüssen, deren Rückgriff mit dem RL-Vorschlag gefordert wird, für die gewünschte Beurtei-

lung der Steuerehrlichkeit ungeeignet. Im besten Fall ermöglichen Sie unvollständige, im schlech-

testen Fall falsche Schlussfolgerungen. 

Fehlinterpretationen und zusätzliche Kosten für Unternehmen 

In der Folgenabschätzung wird von der Kommission zutreffend dargelegt, dass es für Nichtfach-

leute – im Gegensatz zu den fachkundigen Finanzbehörden – schwierig sein kann, die veröffent-

lichen Daten zu Ertragsteuern zu verstehen und richtig zu deuten, denn dazu bedarf es regelmä-

ßig spezieller Expertise sowie Hintergrundinformationen über das jeweilige Unternehmen (vgl. 

SWD(2016) 117 final, S. 35 unter 5.1.5). Wie oben beschrieben, werden sich die mit dem RL-

Vorschlag geforderten Daten auch durch Experten nicht sinnvoll interpretieren lassen.  
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Die Kommission schätzt die aus der neuen Berichtspflicht resultierenden Kosten als gering ein, 

da die Unternehmen im Anwendungsbereich des RL-Vorschlags ohnehin eine umfassende län-

derspezifische Berichterstattung nach BEPS-Aktionspunkt 13 den Steuerbehörden übermitteln 

müssen. Dieser Einschätzung stimmen wir nicht zu. 

Die Kommission geht in ihrer Einschätzung von der Annahme aus, dass die im RL-Vorschlag 

geforderten Daten mit denen, die im Rahmen des automatischen Informationsaustauschs nach 

BEPS-Aktionspunkt 13 zu übermitteln sind, konsistent sind. Dies ist u.E. jedoch nicht der Fall. 

Dem länderbezogenen, für die Steuerbehörden bestimmten Bericht liegen die Daten nach steuer-

rechtlichen Vorschriften zugrunde, während die Daten für den länderbezogenen Bericht nach 

dem RL-Vorschlag aus der handelsrechtliche Rechnungslegung ermittelt werden.  

Wie oben dargelegt, können aus den im RL-Vorschlag beschriebenen Angaben keine sinnvollen 

Schlüsse in Bezug auf die Steuerehrlichkeit gezogen werden. Das Risiko von Fehlinterpretatio-

nen und von Reputationsschäden bringt die betroffenen Unternehmen in Bezug auf die offenge-

legten Daten de facto in eine Erklärungspflicht gegenüber der Öffentlichkeit. Dies wiederum bin-

det zusätzliche Ressourcen im Unternehmen und verursacht somit zusätzliche Kosten. Ferner 

verstärken zusätzliche Erläuterungen die Informationsüberflutung im Rahmen der Finanzbericht-

erstattung. Wie die Kommission selbst feststellt, können diese sekundären Folgekosten, die 

durch die Veröffentlichung von Ertragsteuerinformationsberichten verursacht werden, derzeit 

nicht abgeschätzt werden (vgl. SWD(2016) 117 final, S. 42 unter 5.4.2).  

Keine ausreichenden Erfahrungen mit CbCR 

Das Instrument des Country-by-Country Reporting (CbCR) ist relativ neu. Zwar legen die unter 

die Richtlinie 2013/36/EU (CRD IV) fallenden Kreditinstitute bereits seit 2015 bestimmte länder-

spezifische Informationen offen. Dieser Zeitraum erscheint jedoch zu kurz, um die Wirksamkeit 

dieses Instruments zur Erreichung der gesetzten Ziele sowie seine Folgen systematisch untersu-

chen, geschweige denn Rückschlüsse ziehen zu können. Wir weisen diesbezüglich beispielhaft 

auf den von vielen Banken vorgenommenen Einbezug latenter Steuern hin, um zumindest das 

Problem der Intertemporalität zu adressieren – was nach dem RL-Vorschlag ex pressis verbis 

nicht vorgesehen ist. In diesem Stadium den nächsten Schritt zu gehen und die Anforderungen 

auf eine Vielzahl von Unternehmen ausdehnen zu wollen, halten wir für verfrüht.  

Wir regen an, zunächst die Wirksamkeit des öffentlichen CbCR im Bankensektor auf Grundlage 

ausreichender empirischer Daten über mehrere Perioden zu überprüfen. Dabei ist zu berücksich-
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tigen, dass die Einführung der länderbezogenen Berichterstattung nach CRD IV im Jahr 2013 

dem Ziel diente, das Vertrauen der Bürger in den Finanzsektor wiederzugewinnen. Der aktuelle 

RL-Vorschlag dagegen verfolgt andere Ziele, bedient sich aber derselben Maßnahme. Insofern 

sollte bei der Wirksamkeitsanalyse auch der Einfluss der neuen länderbezogenen Berichterstat-

tung auf das Steuerverhalten der berichtenden Unternehmen untersucht werden. Erst basierend 

darauf sollte entschieden werden, ob diese Berichtspflicht auf weitere Wirtschaftszweige ausge-

dehnt wird. 

Ferner empfehlen wir, die Erfahrungen mit dem (nichtöffentlichen) CbCR nach BEPS-

Aktionspunkt 13 abzuwarten. 

Weitere Unklarheiten 

Abgesehen von oben geäußerten grundsätzlichen Bedenken möchten wir auf folgende techni-

sche Unklarheiten im RL-Vorschlag hinweisen:  

• Aus dem RL-Vorschlag geht nicht hervor, auf Basis welcher Rechnungslegungskonventionen 

die bereitzustellenden Daten pro Land zu berechnen sind. Da der RL-Vorschlag eine Ände-

rung der Bilanzrichtlinie 2013/34/EU vorsieht, gehen wir davon aus, dass die offenzulegenden 

Daten nach dieser Richtlinie, d.h. nach handels- und nicht nach steuerrechtlichen Grundsät-

zen zu ermitteln sind. Es bleibt jedoch fraglich, ob hiermit die nach konzerneinheitlichen Bi-

lanzierungsvorschriften im Konzern oder die jeweils nach lokalen handelsrechtlichen Vor-

schriften ermittelten Zahlen der einzelnen Gesellschaften gemeint sind. 

• Aus dem Wortlaut des Artikels 48f Absatz 2 Buchstabe e ist unklar, ob nur erfasste Steuer-

rückstellungen für zu versteuernde Gewinne des Berichtsjahres oder alle gebuchten Steuer-

aufwendungen ohne latente Steuern (d.h. sowohl im Rahmen der Steuervorauszahlung be-

reits entrichtete als auch noch nicht bezahlte, als Steuerrückstellung abgegrenzte Steuern) zu 

berichten sind. 

• In Bezug auf die Prüfungspflicht nach Artikel 48f stellt sich die Frage, innerhalb welchen Zeit-

raums die Prüfung zu erfolgen hat: Muss die Prüfung innerhalb desselben Zeitraums erfolgen, 

in dem der jeweilige Jahres- bzw. Konzernabschluss geprüft wird, oder ist auch eine nachge-

lagerte Prüfung zulässig?  

• Gemäß Artikel 48d Absatz 1 des RL-Vorschlags soll der Ertragsteuerinformationsbericht zu-

sammen mit dem Jahresabschluss veröffentlicht werden. Das Wort „zusammen“ kann entwe-

der als „zeitgleich“ oder als „innerhalb des für die Veröffentlichung des Jahresabschlusses zu-

lässigen Zeitraums“ interpretiert werden. Zudem sollte u.E. der Verweis in Artikel 48d Ab-
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satz 1 nicht nur auf Artikel 30 Absatz 1, sondern auch auf Absatz 3 (konsolidierte Abschlüsse 

und konsolidierte Lageberichte) erfolgen. 

• In Artikel 48a Nr. 2 des RL-Vorschlags wird für Zwecke des Kapitels 10a der Begriff „konsoli-

dierter Abschluss“ definiert. Dieser Begriff wird auch in anderen Kapiteln der Richtlinie 

2013/34/EU verwendet. Die Verortung der Definition im Kapitel 10a kann insofern missver-

standen werden, dass der Begriff „konsolidierter Abschluss“ in diesem Kapitel anders als in 

den anderen Kapiteln der Richtlinie zu verstehen ist, was vermutlich nicht der Fall ist. Wir 

empfehlen daher, die Begriffsdefinition unter Artikel 2 zu fassen. 

Zusammenfassende Würdigung 

Unter Berücksichtigung der oben genannten Argumente und Risiken plädieren wir ausdrücklich 

dafür, den vorgeschlagenen Berichtspflichten entgegenzuwirken. Aus unserer Sicht sind die ge-

mäß RL-Vorschlag geforderten Angaben nicht geeignet, sinnvolle Rückschlüsse über die Steuer-

ehrlichkeit der Unternehmen zu ziehen. Die aus den geforderten Daten resultierende Fehlinfor-

mation der Öffentlichkeit würde das Ziel der Bekämpfung von Steuervermeidung und aggressiver 

Steuerplanung eher konterkarieren.  

Wir hoffen, dass unsere Anmerkungen bei weiteren Verhandlungen über den Vorschlag der 

Kommission zur Änderung der Bilanzrichtlinie Berücksichtigung finden können und stehen für 

Rückfragen gern zur Verfügung. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 
 
Prof. Dr. Andreas Barckow  Peter Mißler 
Präsident DRSC         Vizepräsident DRSC 




